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B. Verordnungen, Verfügungen und 
Bekanntmachungen der                      

Bezirksregierung 
 
 

 Antrag der Firma Karo As          161
Umweltschutz GmbH auf Erteilung 
einer Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG)  

 
Bezirksregierung  
52.03-0010388-0000-1208 
 

Düsseldorf, den 08. Juni 2017 
 

Behördlicher Bekanntmachungstext 
im Rahmen eines immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahrens 
 

Antrag der Firma Karo As Umweltschutz GmbH 
auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 

 
Die Karo As Umweltschutz GmbH, Bahnhof-    
straße 82, 31311 Uetze-Dollbergen hat mit Antrag 
vom 11.10.2016 bei der Bezirksregierung          
Düsseldorf die Erteilung einer Genehmigung      
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes        
(BImSchG) für die Errichtung und den Betrieb   
einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung und        

Behandlung von gefährlichen Abfällen am Standort 
Am Inzerfeld 76 in 47167 Duisburg, Gemarkung 
Hamborn, Flur 14, Flurstück 233 beantragt.       
Antragsgegenstand ist die Errichtung und der     
Betrieb einer Umfüll- und Lageranlage für Altöle, 
Emulsionen und Betriebshilfsstoffe. Die zu        
errichtende Anlage ist genehmigungsbedürftig       
nach den Nummern 8.11.1.1 und 8.12.1.1 der          
4. BImSchV. 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens             
soll festgestellt werden, ob die gesetzlichen             
Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 BImSchG in Verbindung mit                  
§ 5 BImSchG für die Zulassung des geplanten        
Vorhabens vorliegen. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 und 4 
BImSchG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Antrag sowie die dazugehörigen                  
Antragsunterlagen liegen gem. § 10 Abs. 3        
BImSchG in der Zeit vom 16.06.2017 bis          
einschließlich 17.07.2017 (außer samstags,        
sonntags und feiertags) an folgenden Stellen         
zur Einsichtnahme aus und werden in dem          
vorgenannten Zeitraum ebenfalls auf der Homepage 
der  Bezirksregierung  Düsseldorf  www.brd.nrw.de 
unter der Rubrik „Aktuelle Offenlagen“             
veröffentlicht: 
 
 
 

http://www.brd.nrw.de/
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1. Bezirksregierung Düsseldorf, Dienstgebäude 
Am Bonneshof 35, 40474 Düsseldorf, Raum 
6030  

 
Montag bis Donnerstag    

von 09:00 bis 16:00 Uhr  
Freitag   von 09:00 bis 14:00 Uhr 

  
 
2. Stadt Duisburg, Bezirksverwaltung Hamborn, 

Bürger-Service, Duisburger Str. 213,         
47166 Duisburg, Raum 2 

 
Montag bis Mittwoch von 08:00 bis 16:00 Uhr 
Donnerstag     von 08:00 bis 18:00 Uhr 
Freitag     von 08:00 bis 14:00 Uhr 

     
Etwaige erörterungsfähige Einwendungen           
gegen das Vorhaben können innerhalb der         
Einwendungsfrist vom  
 

16.06.2017 bis einschließlich 31.07.2017 
 
schriftlich vorgebracht werden. 
 
Die Einwendungen können innerhalb der           
Einwendungsfrist an den Auslegungsorten         
abgegeben bzw. der Genehmigungsbehörde       
zugesendet werden. 
 
Zuständige Genehmigungsbehörde ist die          
Bezirksregierung Düsseldorf. Die Einwendungen, 
auch wenn sie an den Auslegungsorten abgegeben 
werden, sind an die Bezirksregierung Düsseldorf, 
Cecilienallee 2,  40472  Düsseldorf,  zu adressieren. 
 
Eine Einwendung in elektronischer Form               
ist, soweit sie die Voraussetzungen des § 3 a Abs. 2 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das        
Land   Nordrhein-Westfalen NRW (VwVfG NRW) 
erfüllt, zulässig. Gemäß § 3 a Abs. 2 VwVfG NRW       
sind Einwendungen, die per E-Mail erhoben      
werden, nur zulässig, wenn sie mit                      
einer qualifizierten elektronischen Signatur         
nach § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes versehen      
sind. Eine Signierung mit einem Pseudonym          
ist nicht zulässig. Die Bezirksregierung Düsseldorf 
hat hierzu eine elektronische Zugangsmöglichkeit 
über ein elektronisches Gerichts- und Verwaltungs-
postfach eröffnet. Wegen der diesbezüglichen    
Zugangsvoraussetzungen wird auf die                
Internetveröffentlichung auf der Homepage           
der Bezirksregierung Düsseldorf unter          
www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html 
verwiesen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Erhebung einer 
Einwendung durch „einfache“ E-Mail nicht der 
erforderlichen Form genügt und auch keine Berück-
sichtigung finden kann. 
 

Mit Ablauf der hier genannten Einwendungsfrist 
werden alle Einwendungen ausgeschlossen,           
die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen. Dies gilt nicht für ein sich anschließendes 
Gerichtsverfahren. Einwendungen, die auf         
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, sind 
vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen 
(§ 10 Abs. 3 BImSchG).  
 
Die Einwendungen müssen neben dem Vor- und 
Zunamen auch die volle Anschrift der Einwender/    
-innen in leserlicher Schrift enthalten und sind vom 
Einwender/-in zu unterschreiben. Einwendungen, 
die unleserliche Namen oder Anschriften           
aufweisen, bleiben unberücksichtigt. 
 
Darüber hinaus werden auch nur solche              
Einwendungen Berücksichtigung finden, die       
erkennen lassen, in welcher Hinsicht Bedenken 
gegen dieses Vorhaben bestehen und in welcher 
Hinsicht diese Belange von der Genehmigungs-
behörde in die Prüfung des Vorhabens einbezogen 
werden sollen. Nachbareinwendungen müssen   
darüber hinaus zumindest das als gefährdet        
angesehene Rechtsgut (z. B. Leib, Leben und     
Gesundheit oder Eigentum) erkennen lassen. 
 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen 
auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form 
vervielfältigter gleich lautender Texte eingereicht 
werden (gleichförmige Einwendungen), gilt       
derjenige Unterzeichner als Vertreter der übrigen 
Unterzeichner, der darin mit seinem Namen, seinem 
Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet 
ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter 
bestellt worden ist. Vertreter kann nur                  
eine natürliche Person sein. Gleichförmige         
Einwendungen, die die oben genannten Angaben 
nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer           
Unterschrift versehenen Seite enthalten, müssen 
unberücksichtigt bleiben. Gleiches gilt, wenn der 
Vertreter keine natürliche Person ist. 
 
Die Einwendungen werden der Antragstellerin und 
ggf. den nach § 11 der 9. BImSchV betroffenen 
Behörden bekanntgegeben. Jedoch werden            
auf Verlangen von Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, deren Namen und Anschrift vor    
der Weitergabe unkenntlich gemacht, soweit      
diese Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes  
der Einwendung bzw. zur ordnungsgemäßen   
Durchführung des Genehmigungsverfahrens      
erforderlich sind. 
 
Ein Erörterungstermin findet gemäß § 16 Abs. 1 der 
9. BImSchV nicht statt, wenn  
 
1. Einwendungen gegen das Vorhaben nicht oder 

nicht rechtzeitig erhoben worden sind,  
 
 
 

http://www.brd.nrw.de/wirueberuns/EGVP.html
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2. die rechtzeitig erhobenen Einwendungen    
zurückgenommen worden sind,  
 

3. ausschließlich Einwendungen erhoben worden 
sind, die auf besonderen privatrechtlichen      
Titeln beruhen oder  
 

4. die erhobenen Einwendungen nach der        
Einschätzung der Behörde keiner Erörterung 
bedürfen.  

 
Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet      
die Genehmigungsbehörde im Rahmen einer          
Ermessensentscheidung nach § 10 Abs. 6 BImSchG 
und § 12 Abs. 1 Satz 2 der 9. BImSchV, ob sie die 
form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen 
gegen das Vorhaben mit der Antragstellerin und 
denjenigen, die Einwendungen erhoben haben,  
erörtert. 
 
Für den Fall, dass ein Erörterungstermin stattfindet, 
gilt diese Entscheidung hiermit als öffentlich     
bekanntgemacht. Nur wenn der Erörterungstermin 
aufgrund einer Ermessensentscheidung nicht     
stattfindet, wird der Wegfall des Termins gesondert 
öffentlich bekanntgemacht.  
 
Sofern die Genehmigungsbehörde einen             
Erörterungstermin durchführt, findet die Erörterung 
der rechtzeitig gegen das Vorhaben vorgebrachten 
Einwendungen mit der Antragstellerin und den  
Einwendern/-innen, am  
 
12.09.2017 ab 10.00 Uhr in der Jugendherberge 

Duisburg-Landschaftspark Nord,                 
Lösorterstraße 133, 47137 Duisburg 

 
 statt. 
 
Der Erörterungstermin ist öffentlich. Das Recht, sich 
an der Erörterung zu beteiligen, haben jedoch neben 
den Vertretern der beteiligten Behörden, dem    
Antragsteller und deren Beauftragte nur diejenigen, 
die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. Zur 
Feststellung der Identität sind Ausweispapiere beim 
Erörterungstermin bereitzuhalten. Vertreter von 
Einwendern haben eine schriftliche Vollmacht   
vorzulegen. 
 
Evtl. durch die Einsichtnahme in die                   
Antragsunterlagen und die Teilnahme an dem     
Erörterungstermin entstehende Kosten werden nicht 
erstattet. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass fristgerecht    
erhobene Einwendungen auch bei Ausbleiben       
der Antragstellerin oder von Personen, die         
Einwendungen erhoben haben, erörtert werden  
können. 
 
 
 

Kann die Erörterung nach Beginn des Termins an 
dem festgesetzten Tag nicht abgeschlossen werden, 
so wird sie unterbrochen und am nächstmöglichen 
Termin fortgesetzt. Der Termin für die Fortsetzung 
der Erörterung wird jeweils bei Unterbrechung     
der Erörterung an dem Tag, an dem diese nicht  
abgeschlossen werden kann, den Teilnehmern   
mitgeteilt. Eine gesonderte Bekanntmachung     
erfolgt nicht.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird öffentlich 
bekanntgemacht.  
 
Die Zustellung der Entscheidung über die          
Einwendungen an die Personen, die Einwendungen 
erhoben haben, kann gemäß § 10 Abs. 8 BImSchG 
durch  öffentliche  Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Im Auftrag 
gez. Hesse 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2017 S. 205 
 
 

C. Rechtsvorschriften und                     
Bekanntmachungen anderer Behörden 

und Dienststellen 
 
 

 Bekanntmachung der Haushalts-162
satzung des Regionalverbandes Ruhr 
für das Jahr 2017 

 
Aufgrund der §§ 1 (2), 7 und 23 des Gesetzes      
über den Regionalverband Ruhr, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV NRW S. 965)   
in Verbindung mit der Verordnung über die       
öffentliche Bekanntmachung von kommunalem 
Ortsrecht (Bekanntm VO), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 05.11.2015 (GV NRW S. 7 41) wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
Haushaltssatzung des Regionalverbandes Ruhr für 
das Haushaltsjahr 2017 
 
Die Verbandsversammlung des Regionalverbandes 
Ruhr hat nach § 9 Nr. 6 und § 20 Abs. 1 des       
Gesetzes über den Regionalverband Ruhr (RVR-G) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.02.2004 (GV NW S. 96), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 15.11.2016 (GV NW S. 965), in      
Verbindung mit §§ 78 ff Gemeindeordnung NW 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt       
geändert durch Gesetz vom 15.11.2016 (GV NW    
S. 966), in ihrer Sitzung am 09.12.2016 folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 
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§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017,      
der die für die Erfüllung der Aufgaben des         
RVR voraussichtlich anfallenden Erträge und    
entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden 
Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen     
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 86.738.935 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  90.958.935 EUR 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 

80.538.635 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der laufenden Verwaltungstätigkeit auf  

87.747.597 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf  

9.903.700 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf  

33.715.400 EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf  

41.767.900 EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf 

13.300.300 EUR 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird  
auf                                                         11.650.000 € 
festgesetzt. 
 
nachrichtlich:  
in 2017 Umschuldungen              9.750.000 € 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungs-
ermächtigungen, der zur Leistung von Investitions-
auszahlungen in künftigen Jahren erforderlich ist, 
wird auf                                                    3.000.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichrücklage     
aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im 
Ergebnisplan wird auf                              4.220.000 € 
festgesetzt.  
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditäts-
sicherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf                                                    6.000.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die gemäß § 19 des Gesetzes über den Regional-
verband Ruhr zu erhebende Verbandsumlage im 
Haushaltsjahr 2017 wird auf 0,6717 % der         
Bemessungsgrundlagen festgesetzt. 
 
Die Verbandsumlage ist in monatlichen Teilbeträgen 
zum 1. eines jeden Monats fällig. 
 

§ 7 
 
Die Verbandsumlage 2017 wird auch für das       
Jahr 2018 so lange als vorläufige Verbandsumlage 
weiter erhoben, bis auf Grund der für                  
2018 maßgebenden Bemessungsgrundlagen die          
Verbandsumlage errechnet werden kann. 
 
Hinweis gem. § 7 (2) des Gesetzes über den        
Regionalverband Ruhr 
 
Eine Verletzung der Verfahrens- und Form-
vorschriften des Gesetzes über den Regionalverband 
Ruhr beim Zustandekommen der Haushaltssatzung 
2017 kann nach Ablauf eines Jahres  nach dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht    
werden, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder 

ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 
 

b) eine Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 
 

c) die Aufsichtsbehörde hatte den Beschluss der 
Verbandsversammlung vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
dem Verband vorher gerügt und dabei die     
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache   
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Die Haushaltssatzung 2017 ist gemäß § 19 Abs. 3 
des RVR-Gesetzes i. V. m. § 80 Abs. 5 Gemeinde-
ordnung NW dem Innenministerium des Landes 
Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 31.01.2017 
angezeigt worden. Gleichzeitig wurde im Sinne des 
Umlagegenehmigungsgesetzes (UmlGenehmG) i. V. 
m. § 19 Abs. 2 des Gesetzes über den Regional-
verband Ruhr (RVRG) die Genehmigung des    
Hebesatzes  für  das  Haushaltsjahr  2017  beantragt. 
 
Nach § 80 Abs. 6 Gemeindeordnung NW liegt      
die Haushaltssatzung 2017 mit ihren Anlagen        
zur Einsichtnahme ab der 24. KW im Raum 115   
des Dienstgebäudes  in  Essen,  Kronprinzenstraße  6    
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während der Dienststunden von Montag bis       
Donnerstag, 07:30 Uhr bis 16:00 Uhr und Freitag, 
07:30 Uhr bis 14:00 Uhr bis zum Ende der         
Auslegung des Jahresabschlusses öffentlich aus. 

 

 
 
Josef Hovenjürgen MdL 
Vorsitzender des Verbandsausschusses 
 

Abl. Bez. Reg. Ddf 2017 S. 207 
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Veröffentlichungsersuche für das Amtsblatt und den Öffentlichen Anzeiger – Beilage zum Amtsblatt – sind nur an die  
Bezirksregierung – Amtsblattverwaltung – in 40474 Düsseldorf zu richten. 

Das Amtsblatt mit dem Öffentlichen Anzeiger erscheint wöchentlich 
  

Redaktionsschluss: Mittwoch der Vorwoche 10.00 Uhr. 
 

Laufender Bezug nur im Abonnement. Bezugspreis jährlich 25,00 € zzgl. Versandkosten jährlich 51,00 €. 
 

Einrückungsgebühr für die zweispaltige Zeile oder deren Raum 1,00 €.  
Für das Belegblatt werden 1,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten erhoben.  

Bezug von Einzellieferungen: 2,00 € zzgl. 1,45 € Versandkosten, werden zum Jahresende per Rechnung ausgewiesen. 
 

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten. 
 

Abonnementsbestellungen und -kündigungen wie folgt: 
Zum 30.06. eines Jahres – Eingang bis 01.04. 
Zum 31.12. eines Jahres – Eingang bis 01.10. 

 
Bezug durch die Bezirksregierung Düsseldorf 

Cecilienallee 2, 40474 Düsseldorf, 
Auskunft unter Tel: 0211-475-2232 

Email: amtsblatt@brd.nrw.de 
 

Adressänderungen, Kündigungen etc. ausschließlich an die Bezirksregierung Düsseldorf 
Druck, Vertrieb und Herausgeber: Bezirksregierung Düsseldorf 

Amtsblatt 

für den Regierungsbezirk Düsseldorf 

Bezirksregierung Düsseldorf 

40474 Düsseldorf 
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